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Steuerrecht 

> EuGH: NID in Belgien nicht EU-
konform 

Von Dr. Andreas Demleitner, Rödl & Partner Nürnberg 

Der EuGH entschied mit Urteil vom 4. Juli 2013 (Rs. C-
350/11 – „Argenta“), dass der im belgischen Körper-
schaftsteuerrecht vorgesehene fiktive Betriebsausgaben-
abzug („Notional Interest Deduction“) gegen die Nieder-
lassungsfreiheit verstoße (Art. 49 AEUV). Nach belgischem 
Recht wird Unternehmen ein fiktiver Zinsausgabenabzug 
auf das Eigenkapital gewährt, um eine Gleichbehandlung 
von eigenkapital- und fremdfinanzierten Unternehmen zu 
erreichen und die Eigenkapitalquote zu fördern. Bemes-
sungsgrundlage für den fiktiven Betriebsausgabenabzug 
ist hierbei das angepasste Eigenkapital des Steuerpflichti-
gen, wobei dieses um den Nettowert der Aktiva derjeni-
gen ausländischen Betriebsstätten verringert wird, deren 
Einkünfte in Belgien aufgrund eines DBA von der Steuer 
befreit sind. Im Ergebnis gewährt Belgien damit keinen 
fiktiven Zinsausgabenabzug, soweit das Eigenkapital auf 
Wirtschaftsgüter entfällt, die nicht zu in Belgien steuer-
pflichtigen Einkünften führen. 
 
Der EuGH hat in dieser Berechnungsmethode jedoch ei-
nen Verstoß gegen die Niederlassungsfreiheit erkannt. Die 
Versagung dieses Steuervorteils für diejenigen Betriebs-

stätten, deren Einkünfte aufgrund eines DBA nicht in 
Belgien besteuert werden, sondern dort freigestellt sind, 
ist weder durch eine Kohärenz eines Finanzsystems noch 
durch die Aufteilung der Besteuerungsbefugnis zwischen 
den Mitgliedstaaten gerechtfertigt. 
 
Der fiktive Betriebsausgabenabzug in Belgien schafft für 
Unternehmen sinnvolle Steuervorteile und für Fondsgesell-
schaften attraktive Renditen. Der Notional Interest 
Deduction stand jedoch bereits Anfang 2012 auf europäi-
scher Ebene in der Kritik, als die Kommission den belgi-
schen Staat in einem Vertragsverletzungsverfahren zur 
Gesetzesänderung aufforderte (siehe Fonds-Brief direkt 
vom 1. Februar 2012). Es bleibt zu wünschen, dass der 
Gesetzgeber nunmehr die Regelung mit Augenmaß korri-
giert. 
 
 

> BFH: Aufhebung der Grunderwerb-
steuer auch bei Rückgängigmachung 
eines Share Deals 

Von Dr. Andreas Demleitner, Rödl & Partner Nürnberg 

Der BFH entschied mit einem vergangene Woche veröf-
fentlichten Urteil vom 11. Juni 2013 (Az. II R 52/12), dass 
die Festsetzung der Grunderwerbsteuer nach § 16 Abs. 2 
GrEStG auch dann aufzuheben ist, wenn diese durch eine 
Anteilsvereinigung im Sinne des § 1 Abs. 3 GrEStG be-
gründet wurde. § 16 Abs. 2 GrEStG normiert die Nicht-
festsetzung bzw. die Aufhebung der Steuerfestsetzung 
unter anderem, wenn ein Rückerwerb innerhalb von zwei 
Jahren seit der Entstehung der Steuer stattfindet. Das 
beklagte Finanzamt war der Ansicht, dass die Vorschrift 
nur auf den unmittelbaren Grundstücks(rück)erwerb, also 
lediglich auf Asset Deals Anwendung finde. Die Richter 
aus München schlossen sich jedoch der Auffassung der 
Klägerin an, die im Jahr 2008 insgesamt 95 Prozent einer 
grundstückshaltenden GmbH erwarb, während des Ein-
spruchsverfahrens aber wieder 0,1 Prozent der Anteile 
zurückveräußerte. Der BFH urteilte ausdrücklich, dass die 
Befreiungsvorschrift des § 16 Abs. 2 GrEStG auf jegliche 
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zur Steuerbarkeit führenden Tatbestände des § 1 GrEStG 
anzuwenden und nicht nur auf unmittelbare Grund-
stückserwerbe beschränkt ist. 
 
Der Entscheidung ist uneingeschränkt zuzustimmen. Als 
Besonderheit zeigt es dazu eine Möglichkeit auf, bei 
„fehlgeschlagenen“ Share Deal-Strukturen gegebenenfalls 
doch noch der Grunderwerbsteuer zu entgehen. Im vor-
liegenden Fall hatte die Klägerin erst während des Ein-
spruchsverfahrens 0,1 Prozent ihrer GmbH-Anteile zu-
rückübertragen, sodass erst zu diesem Zeitpunkt der Tat-
bestand des § 1 Abs. 3 GrEStG nicht mehr vorlag. Zu 
beachten ist die Zweijahresfrist des § 16 Abs. 2 GrEStG. 
Dennoch hat das Gericht die Vorgehensweise nicht als 
Missbrauch einer rechtlichen Gestaltungsmöglichkeit de-
klariert. 
 
 

> BFH: Keine Anrechnung ausländi-
scher Erbschaftsteuer auf Kapital-
vermögen 

Von Dr. Andreas Demleitner, Rödl & Partner Nürnberg 

Der BFH entschied in einem heute veröffentlichten Urteil 
vom 19. Juni 2013 (Az. II R 10/12), dass eine auf im Aus-
land belegene Bankguthaben erhobene ausländische 
Erbschaftsteuer nicht auf die deutsche Erbschaftsteuer-
schuld angerechnet werden kann. Im zu entscheidenden 
Sachverhalt erwarb die Klägerin durch Verfügung von 
Todes wegen unter anderem Guthaben einer französi-
schen Bank von insgesamt 2,8 Mio. DM. Frankreich erhob 
hierauf eine Erbschaftsteuer von umgerechnet 383.237 
DM. Deutschland berücksichtigte die Steuer weder als 

Nachlassverbindlichkeit noch im Wege der Anrechnung 
auf die Steuerschuld, da § 21 Abs. 1 S. 1 ErbStG eine 
Anrechnung der ausländischen Erbschaftsteuer nur dann 
vorsieht, wenn diese auf das Auslandsvermögen des Erb-
lassers erhoben wird. Im Privatvermögen gehaltene Forde-
rungen von Inländern gegen ausländische Schuldner gel-
ten hingegen nur als Auslandsvermögen, sofern etwa die 
Forderung durch ausländischen Grundbesitz unmittelbar 
besichert ist. Private Bankguthaben bei ausländischen 
Kreditinstituten gehören demnach nicht zum privilegierten 
Auslandsvermögen. 
 
Der BFH betrachtet die Regelung als mit dem europäi-
schen Recht vereinbar und grundgesetzkonform, da die 
höhere Belastung im Vergleich zur Besteuerung inländi-
scher Bankkonten allein aus der unterschiedlichen Ausle-
gung des Besteuerungssubstrats in beiden Staaten folgt. 
Das Gericht betonte jedoch, dass in diesen Fällen eine 
Billigkeitsmaßnahme des Finanzamtes geboten sein kann, 
wenn die Doppelbesteuerung zu einer übermäßigen Steu-
erbelastung führt. 
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„Steuern, Finanzen, Recht – unsere Mandanten haben das Vertrauen zu uns, 
dass wir Ihre Angelegenheiten mit breit aufgestellten Kompetenzen verfolgen.“ 
 
Rödl & Partner 

 
„Jeder Menschenturm beginnt mit einer breit aufgestellten Basis, damit die 
Castellers an der Spitze einen sicheren Stand haben.“ 
 
Castellers de Barcelona 

 

„Jeder Einzelne zählt“ – bei den Castellers und bei uns. 
 

Menschentürme symbolisieren in einzigartiger Weise die Unternehmenskultur 
von Rödl & Partner. Sie verkörpern unsere Philosophie von Zusammenhalt, 
Gleichgewicht, Mut und Mannschaftsgeist. Sie veranschaulichen das Wachstum 
aus eigener Kraft, das Rödl & Partner zu dem gemacht hat, was es heute ist.  
 

„Força, Equilibri, Valor i Seny“ (Kraft, Balance, Mut und Verstand) ist der ka-
talanische Wahlspruch aller Castellers und beschreibt deren Grundwerte sehr 
pointiert. Das gefällt uns und entspricht unserer Mentalität. Deshalb ist Rödl & 
Partner eine Kooperation mit Repräsentanten dieser langen Tradition der Men-
schentürme, den Castellers de Barcelona, im Mai 2011 eingegangen. Der Verein 
aus Barcelona verkörpert neben vielen anderen dieses immaterielle Kulturerbe. 
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